
Die Repressionsmaßnahmen nach den
erfolgreichen antifaschistischen Blo-
ckaden der alljährlich im Februar statt-
findenden Neonazidemonstration in
Dresden in den Jahren 2010/2011 sind
sicher ein Paradebeispiel, wie seitens
einer konservativen Mehrheit ideolo-
gisch motiviert der Kampf gegen
»Linksextremismus« geführt wird.
Staatliches Vorgehen schlägt sich in
plakativen Öffentlichkeitskampagnen,
rechtswidrigen Repressionsmaßnah-
men und viel Fantasie der Ermitt-
lungsbehörden nieder.

Dresdner »Handygate«
Im Nachgang des 19. Februars 2011
führte die sächsische Polizei eine weit-
gefächerte Funkzellenanalyse durch.
Dabei wurden Funkzellen retrospektiv
bei den Providern abgefragt und somit
sämtliche Handydaten aus mehreren
Gebieten über verschiedene Zeiträume
erlangt. Den Behörden liegen derzeit
über eine Million Handydatensätze be-
züglich der Repressionsmaßnahmen um
den 19. Februar vor, aus denen mehr als
41.000 Personen namentlich (sog. Be-
standsdaten) ermittelt wurden. Damit
dürfte jede_r Demonstrant_in, alle
Journalist_innen, sämtliche anwesen-
den Anwält_innen und Abgeordneten
sowie zahlreiche Anwohner_innen,
Tourist_innen und weitere Unbeteiligte
in das Elektronische Erfassungssystem
(EFAS) des sächsischen Landeskriminal-
amtes (LKA) Eingang gefunden haben.

Dieser als »Dresdner Handygate« be-
kannt gewordene Skandal bestätigt er-
neut, dass wenn den Behörden die

technischen Mittel an die Hand gege-
ben werden, jegliche rechtsstaatliche
Kontrolle verloren geht.1

Dein Anschluss unter dieser Nummer
Die Ermittlungsbehörden griffen nicht
»nur« auf Funkzellenanalysen zurück,
sondern setzten mindestens einen sog.
IMSI-Catcher im Umfeld des Büros von
Dresden Nazifrei ein. Ein solcher »Cat-
cher« simuliert dabei einen Funkma-
sten, so dass sich sämtliche in der
Funkzelle aktiven Handys bei ihm ein-
loggen, wodurch sowohl Ortung als
auch tatsächliches Mithören möglich
werden. Nachdem die Staatsregierung
hartnäckig den Einsatz eines solchen
Geräts bestritt, musste sie nach Auftau-
chen eines LKA-Schriftstücks einräu-
men, dass es mindestens einen IMSI-
Catcher gab, wobei aber seitens der Er-
mittlungsbehörden behauptet wird,
dieser wäre nur zur Ortung eingesetzt
worden.

Staatsregierung und Ermittlungs-
behörden reagierten sächsisch gewürzt
auf den Nachweis des eingesetzten
IMSI-Catchers und eröffneten ein Er-
mittlungsverfahren gegen den auch der
Partei angehörigen Anwalt der Links-
partei wegen »Verbotener Mitteilung
über Gerichtsverhandlungen«. Das
Pressegeheimnis ignorierend forderte
das LKA mehrere Medien per Schreiben
auf, mitzuteilen, woher sie Kenntnis
über den Einsatz des Catchers erlangt
hätten. Woraus sich der alleinige Ver-
dacht just gegen ein Mitglied der Links-
partei ableitet, hat die Staatsanwalt-
schaft bis heute nicht erklärt. Den Vor-

wurf einer politisch motivierten Straf-
verfolgung weist die dem Justizmini-
sterium weisungsgebundene Behörde
natürlich strikt von sich.

Rechtswidrige Durchsuchung am 
19. Februar
Wie das AIB bereits in der Sommeraus-
gabe 2011 (#91) berichtete, hatte das
SEK am Abend nach der erfolgreichen
Verhinderung der Neonazidemonstra-
tion das Pressebüro von »Dresden Na-
zifrei« gestürmt, die Technik beschla-
gnahmt und die Anwesenden in Ge-
wahrsam genommen. Dass es bei dieser
auf einem mündlich erlassenen Durch-
suchungsbeschluss durchgeführten 
Razzia nicht mit rechten Dingen zuge-
gangen war, ist nun amtlich bestätigt.
Die Maßnahmen in den Räumen der
Linkspartei und einer verschlossenen
Anwaltskanzlei wurde durch das Land-
gericht Dresden für rechtswidrig er-
klärt. Den Schaden am Gebäude hatte
der Freistaat bereits im Frühjahr klein-
laut übernommen.

Das Amtsgericht Dresden eröffnete
trotz rechtlicher Bedenken mehrere
Verfahren gegen Blockierer_innen we-
gen Verstoßes gegen das Versamm-
lungsgesetz. Das sächsische Verfas-
sungsgericht hatte jedoch zuvor das
sächsische Versammlungsgesetz auf-
grund fehlerhafter Verabschiedung
rückwirkend für nichtig erklärt. Wäh-
rend eine Verhandlung aufgrund recht-
lichen Klärungsbedarfs derzeit ausge-
setzt wurde, ist in einem anderen Ver-
fahren zunächst prozessiert worden.
Aber auch dieses Verfahren ist auf-
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grund der dürftigen Beweislage und
dem Hinweis von notwendigen Nacher-
mittlungen ausgesetzt. Aufgenommen
wurden die Personalien der Block-
ierer_innen nämlich erst, nachdem die
Neonazis längst abgefahren waren. In
der Zwischenzeit war es aber möglich,
sowohl zum Blockadepunkt hinzukom-
men, als auch diesen zu verlassen. Wer
also konkret zum angeblichen Blocka-
dezeitpunkt vor Ort war, konnte bisher
nicht gerichtsfest dargelegt werden.

Trotz dieser rechtlichen Fragwürdig-
keit hob der Immunitätsausschuss des
sächsischen Landtags mit den Stimmen
von CDU, FDP und NPD die Immunität
des Fraktionsvorsitzenden der Linken,
André Hahn, auf und macht somit eine
Anklageerhebung der Dresdner Staats-
anwaltschaft möglich. Auch die Immu-
nität des Linkspolitkers Bodo Ramelow
in Thüringen wurde bereits aufgeho-
ben.

Sachsens Behörden auf BRD-Tour
Nachdem man im Freistaat und in Bran-
denburg Antifaschist_innen bereits im
Februar, März und April Hausbesuche
abgestattet hatte, begaben sich LKA,
Sonderkommission und Staatsanwalt-
schaft auf Reisen in die Bundesländer
Thüringen, Baden-Württemberg und
Berlin.

Beim Ausflug nach Jena im Juli ver-
gaßen die Behörden den Föderalismus
und ignorierten die Thüringer Lan-
deskompetenz komplett. Dass die Sach-
sen die Umleitungen des Verkehrs auf-
grund ihrer Absperrmaßnahmen selbst
regelten, war dabei noch der kleinste
föderale Fauxpax. Schwerer wiegt der
politische Flurschaden, der durch die
Ermittlungen gegen den Jenaer Ju-
gendpfarrer Lothar König wegen Mit-
gliedschaft in einer kriminellen Vereini-
gung, einer angeblichen »Antifa-Sport-
gruppe«, verursacht wurde. Der Pfarrer
hatte sich kurz zuvor kritisch in einem
»Spiegel«-Interview zum Vorgehen der
sächsischen Behörden geäußert und
prompt das Einsatzkommando in seiner
Dienstwohnung gehabt. Die Missach-

tung des besonderen verfassungsrecht-
lichen Schutzes von Pfarrern wurde da-
bei ebenso leichtfertig weggewischt,
wie zuvor schon über etliche Grund-
rechte wie Versammlungs-, Presse-, Re-
ligionsfreiheit und weitere verfassungs-
rechtlich geschützte Rechte hinweg ge-
gangen worden war.2

Die nächste Reise führte die Polizei
dann im Frühherbst nach Berlin, wo ne-
ben einem bekannten Hausprojekt auch
der Vizevorsitzende der Berliner VVN-
BdA aufgesucht wurde. Vergleichbar mit
Lothar König wird ihm seitens der
Staatsanwaltschaft seine unterstellte
Rolle während der Blockaden vorgewor-
fen. Abschluss der bisherigen Deutsch-
landtour war Stuttgart, wo die Polizei
sieben Monate später Beweise in Form
von »schwarzen Kleidungsstücken«
suchte. Auch Nichtkriminalist_innen
dürften sich hinsichtlich der Effekti-
vität einer solchen Beweissicherung
Fragen stellen. Hier steht offensichtlich
die rechtswidrige Einschüchterung anti-
faschistischen Protests im Vordergrund
der Maßnahme.

Neonazis als »Tippgeber« im 129er 
Verfahren
Bereits seit April 2010 und somit direkt
im Anschluss an die erstmalige erfolg-
reiche Verhinderung der Neonazigroß-
demonstration, eröffnete die Dresdner
Staatsanwaltschaft auf Intervention
des LKA ein Ermittlungsverfahren we-
gen Bildung einer kriminellen Vereini-
gung gegen Antifaschist_innen (vgl.
AIB #91).

Vorangetrieben wird dieses Verfah-
ren auch mit Unterstützung durch be-
kannte Neonazis. Diese wurden als Zeu-
gen vorgeladen und  deren Aussagen in
Ermittlungsmaßnahmen wie Observa-
tionen und weitere verdeckte Ermitt-
lungen umgesetzt. Dass auch dieses
Vorgehen in Sachsen bei den Ermitt-
lungsbehörden kein Neues ist, zeigen
bereits Vorgänge aus den vorangegan-
genen Jahren. Ermittlungsverfahren
gegen Antifaschist_innen, die willkür-
lich von Neonazis angezeigt worden wa-

ren, wurden seitens der Behörden, egal,
wie hanebüchen die Behauptungen wa-
ren oder wie offensichtlich der Bela-
stungseifer von Neonazis zu Tage trat,
aufgenommen. Im Jahr 2004 gelangte
durch ein solches Verfahren eine um-
fangreiche Ermittlungsakte mit Bil-
dern, Namen und Adressen von linken
und alternativen Personen an die
Freien Kräfte in Dresden. Diese bastel-
ten daraus prompt eine Anti-Antifa-Li-
ste (vgl. AIB #74).

Zusätzlich haben sich LKA und
Staatsanwaltschaft im 129er Verfahren
weitere Kompetenzen organisiert, in-
dem sie durch Verfahrensabtrennung
schlicht aus schon einer absurden kri-
minellen Vereinigung zwei Organisatio-
nen herbeizauberten. Beide Verfahren
dürften nunmehr über 40 Personen als
Beschuldigte umfassen, die dazugehö-
rigen sogenannten Strukturermittlun-
gen ermöglichen den Verfolgungsbehör-
den umfangreiche Ermittlungsmaßnah-
men. Neben dem bekannt gewordenem
»Handygate« und Einsatz eines IMSI-
Catchers gehören Observationen, Ab-
hörmaßnahmen, DNA-Feststellungen,
Hausdurchsuchungen und internatio-
nale Recherchen zum Repertoire der
bekannt gewordenen Methoden in die-
sen Verfahren.

Kein Vergeben, kein Vergessen
In dem Wissen um die todbringende
Gefahr neonazistischer Ideologie wer-
den wir uns auch in Zukunft weiter
den alten und neuen Nazis in den Weg
stellen. Dass der Freistaat Sachsen zu
den besonders harten Brocken sowohl
im Hinblick auf die Aktivitäten von
Neonazis als auch auf die konservative
Verbohrtheit mit Blickrichtung »Ex-
tremismus« zählt, ist uns dabei be-
wusst. Repression, Einschüchterung,
Diffamierung und Gängelung behin-
dern uns in unserem Engagement,
werden aber nicht dazu führen, dass
wir uns entsolidarisieren oder von un-
serem Ziel »Den Nazis keinen Meter«
abweichen. Dies gilt auch für den Fe-
bruar 2012 in Dresden. !
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1| So kommt der Säch-
sische Datenschutzbe-
auftragte in seiner Prü-
fung zu dem Schluss:
»Wer eine Funkzellen-
abfrage durchführen
will, die sich zeitlich
über mehrere Stunden
erstreckt, dicht besie-
delte Wohngebiete er-
fasst, Demonstrations-
gebiete berührt und da-
bei auch Abgeordnete
ins Visier nimmt, hat
sich über die Angemes-
senheit eingehend Ge-
danken zu machen.
Dies war weder bei der
ermittlungsführenden
Staatsanwaltschaft
Dresden, der Polizeidi-
rektion Dresden, noch
beim LKA Sachsen der
Fall.«

2| Das Ermittlungsver-
fahren gegen Lothar
König wegen Mitglied-
schaft in einer kriminel-
len Vereinigung wurde
dann auch nicht wegen
seiner Absurdität einge-
stellt, sondern weil dem
Pfarrer in einem ande-
ren Verfahren eine
höhere Strafe droht. Die
Staatsanwaltschaft wirft
ihm zusätzlich einen
»schweren aufwiegleri-
schen Landfriedens-
bruch« vor.


